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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Mit einem Expertengremium unter der Leitung von Thomas Guggenheim, dem Direktor
des Bundesamtes für Wohnungswesen, und bestehend aus Vertretern der Banken, der
institutionellen Anleger, der Wissenschaft, der Kantone und der Bundesverwaltung
wurde eine weitere Kommission zur Bewältigung der Krise auf dem Wohnungsmarkt
eingesetzt. Die Expertengruppe, welche im Januar vom Bundesrat ernannt wurde, hat
den Auftrag, Vorschläge für eine Verbesserung der Wohnbaufinanzierung zu
erarbeiten, um der bestehenden Lage auf dem Hypothekar- und Liegenschaftsmarkt
besser begegnen zu können. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.01.1991
DIRK STROHMANN

Wohnungsbau und -eigentum

Das Investorenverhalten auf dem schweizerischen Wohnungsmarkt war der
Gegenstand einer im Auftrag des Bundesamtes für Wohnungswesen erstellten
Untersuchung. Die Autoren nennen als Hauptmotiv für die Investition die Anlage von
langfristig verfügbaren finanziellen Mitteln, welche eine mit andern Anlagen
vergleichbare Rendite erzielen und den Wert langfristig steigern; typische
Endinvestoren legen ihr Geld zu 80% im Wohnungsbau an. Insofern also die
Kapitalanlage das Hauptmotiv für den Wohnungsbau ist, sind Lage und Art der
Wohnungen für die Investoren weniger von Bedeutung und tragen den Bedürfnissen der
Mieter nur selten Rechnung. Im Wohnungsimmobilienmarkt stellen die Verfasser der
Studie einen erheblichen Nachfrageüberhang fest, der sich nach dem Inkrafttreten des
Bundesgesetzes über die berufliche Vorsorge ab 1. Januar 1985 noch verstärken
dürfte. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.10.1984
WERNER SEITZ

In Grossstädten mit einem unterdurchschnittlichen Leerwohnungsbestand (Bern:
0,28%, Genf: 0,19%, Zürich: 0,34%) hielten die zum Teil militanten
Auseinandersetzungen zwischen Wohnungssuchenden und Häuserbesitzern an. Auf
die spezielle Wohnungsnot der Jugendlichen machten der Verein für Jugendhilfe in
Zürich und der Verband der Schweizerischen Studentenschaften (VSS) aufmerksam; die
Sektionen des letzteren forderten die jeweiligen Kantonsregierungen auf, für die
Studierenden verbilligten Wohnraum zur Verfügung zu stellen. Im Kanton Genf und in
der Stadt Neuenburg wurden gegen die Opposition der bürgerlichen Parteien zwei
mieterfreundliche Vorlagen angenommen, während im Kanton Bern eine
sozialdemokratische Gesetzesinitiative zur Wohnbauförderung abgelehnt wurde. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.11.1984
WERNER SEITZ

Das Konzept einer Wohneigentumsförderung mit Mitteln aus dem obligatorischen Teil
der beruflichen Vorsorge (2. Säule) scheint gescheitert, weil in keinem einzigen Fall
von der Möglichkeit der Verpfändung der künftigen Altersleistungen Gebrauch
gemacht worden ist. Dies namentlich deshalb, weil das Pfand erst mit 65 Jahren
eingelöst werden kann und den Banken damit zu wenig Sicherheit geboten wird.
Immerhin waren sich Vertreter von Bund, Kantonen und Versicherungen einig, dass die
Suche nach einem Wohneigentumsmodell mit Mitteln der 2. Säule nicht aufgegeben
werden darf, da nur hier sämtliche Versicherten profitieren könnten. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1988
CHRISTIAN MOSER

Der Rückgang der Wohnbautätigkeit hielt 1991 wie in den beiden vorausgegangenen
Jahren weiter an. Insgesamt wurden noch 37'600 neue Wohnungen gebaut, rund 2400
oder 6 Prozent weniger als im Vorjahr. Regional betrachtet, wirkte sich der Rückgang
der Bautätigkeit in den Kantonen der Romandie und dem Tessin deutlich stärker aus als
in der deutschen Schweiz. Einzig die zentralschweizerischen Kantone Uri, Schwyz, Ob-
und Nidwalden, Zug sowie Appenzell Ausserrhoden konnten ihre Wohnungsproduktion
noch erhöhen. Bei den Einfamilienhäusern war der Einbruch der Bautätigkeit mit einem
Rückgang von 18 Prozent noch ausgeprägter. Im Berichtsjahr wurden noch 9200
Einfamilienhäuser erstellt, gut 2000 weniger als im Vorjahr. Nach Angaben des
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Bundesamtes für Statistik ist diese Entwicklung in erster Linie auf die Hausse bei den
Hypothekarzinsen zurückzuführen. Vergleichsweise gering war dagegen der Rückgang
bei den neuerstellten Wohnungen in Mehrfamilienhäusern; hier wurden noch 28'400
Einheiten, oder 1,2 Prozent weniger als im Vorjahr gebaut.

Auch die Zahl der Baubewilligungen war 1991 rückläufig. 46'200 Bewilligungen, oder 3
Prozent weniger als im Vorjahr, wurden noch erteilt. Besonders vom Rückgang
betroffen war der Einfamilienhausmarkt. 5

Im Mai 2021 veröffentlichte die Blick-Zeitung Recherchen, gemäss denen die Lex Koller
im Kanton Bern in mehreren Fällen nur mangelhaft umgesetzt worden sei.
Ausländerinnen und Ausländer dürfen im Kanton Bern wegen dem Bundesgesetz über
den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland (Lex Koller) nur unter
strengen Auflagen Grundstücke erwerben. Konkret dürfen ausländische Personen nur
ein Grundstück erwerben, das maximal 1000 Quadratmeter gross ist und nicht mehr als
200 Quadratmeter Wohnfläche aufweist. Der Blick zeigte nun aber Beispiele, in denen
reiche Russen, Omani oder Neuseeländer in Ferienorten wie Grindelwald, Gstaad oder
Brienz entweder zu grosse oder zu viele Grundstücke erworben hatten. Die lokalen
Behörden würden derweil «bei Bewilligungen beide Augen zudrücken, Ausnahmen zur
Regel werden lassen und Auflagen nicht kontrollieren», so der Blick. SP-Nationalrätin
Jacqueline Badran (sp, ZH) reagierte in dem Zeitungsartikel empört über die
Entdeckungen und zeigte sich überzeugt, dass diese nur die Spitze des Eisbergs seien.
Sie forderte eine Verbesserung der Umsetzung der Lex Koller und drohte ansonsten mit
einer Volksinitiative. Auch die Nationalräte Martin Candinas (mitte, GR) und Erich von
Siebenthal (svp, BE) kamen im Zeitungsartikel zu Wort und forderten, dass die
bestehenden Gesetze besser eingehalten werden. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.05.2021
ELIA HEER
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